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8652 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Wirtschaftsausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 7. Dezember 2011 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Berufsausbildungsgesetz geändert wird 

In Österreich ist die Lehrlingsausbildung seit jeher eine wesentliche Schiene der beruflichen 
Erstausbildung. Die fachlich-praktische Ausbildung im Lehrbetrieb und der fachtheoretische Unterricht in 
der Berufsschule bilden das bewährte duale System.  
Im Rahmen des Berufsausbildungsgesetzes können derzeit zur Förderung der betrieblichen Ausbildung 
lediglich Beihilfen an Lehrberechtigte gewährt werden. Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates 
sieht daher im Sinn einer nachhaltigen Absicherung des Ausbildungserfolgs gezielte Beratungs- und 
Unterstützungsleistungen für Betriebe und insbesondere benachteiligte Lehrlinge im Rahmen der 
betrieblichen Lehrstellenförderung vor. Beispielhaft sind hier Maßnahmen wie Nachhilfe zum Ausgleich 
schulischer Defizite und zur Absicherung des LAP-Erfolgs, Information über berufliche Perspektiven, 
Anlaufstellen für Ausbildungsbetriebe und Lehrlinge in mobiler/aufsuchender Form, Mediation, 
Coaching, Case Management-Maßnahmen, Leitfäden für Ausbildungsbetriebe etc. zu nennen. 
Der gegenständliche Beschluss des Nationalrates hat die Senkung der „Drop Out“ – Quote bei den 
Lehrlingen, die Sicherstellung von qualitativ hochwertiger Ausbildung sowie die Unterstützung der 
Betriebe bei der Gestaltung der Ausbildung und die Erhöhung der Ausbildungsbeteiligung von 
Unternehmen zum Ziel. 
 
Der Wirtschaftsausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
13. Dezember 2011 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Franz Perhab. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Franz Perhab gewählt. 

Der Wirtschaftsausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 13. Dezember 2011 mit Stimmenmehrheit 
den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2011 12 13  

 Franz Perhab Sonja Zwazl 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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